
Welche Lehren kann man in Ungarn aus der
neuesten deutschen genossenschaftsrechtliche

Reformbewegung ziehen?
Von Prof. Dr. Edmund Kuncz ,  Budapest, Mitglied der

Internationalen Rechtskammer.

Die Satzungen der im April 1941 gegründeten Internationalen Rechts-
kammer bestimmen im $ 2 als Ziel dieses überaus wichtigen Institutes
folgendermaßen:

„Die Internationale Rechtskammer hat die Aufgabe, die berufsständische
und f ach l i che  Zusammenarbe i t  auf dem Gebiete des Rechts zwischen
den einzelnen Ländern zu fördern.”

Herr Reichsminister Dr, F rank  zeigte in seiner Schlußrede, in der er
die Kunst des echten Rechtswahrers mit dem hinreißenden Schwung des
geborenen Redners vereinigte, jene glänzende Perspektive, die den Wir-
kungskreis dieser Institution bedeutet. Er erklärte in seiner Rede, daß
„jene Probleme” zweck- und sinnvolle Erörterung, j a  ihre Lösung in der
Internationalen Rechtskammer finden sollen, die sich aus der Lebens -
w i r k l i chke i t  der in der Internationalen Rechtskammer vertretenen
Völker ergeben.

Die Satzungen der Internationalen Rechtskammer und die Worte des
Herrn Reichsministers Dr. Frank veranlassen mich zu einigen Bemerkun-
gen auf die am 17. März 1940 veröffentlichte hochwertige Denkschrift!) des
Ausschusses für Genossenschaftsrecht der Akademie für Deutsches Recht.
Diese Bemerkungen sollen in gewissem Maße dazu dienen, die deutschen
Fachkreise und die Mitglieder der Internationalen Rechtskammer über den
heutigen Stand der ungarischen Genossenschaftsreform zu unterrichten;
sie mögen gleichzeitig auch jenen Umstand dokumentieren, in welchem
Maße die Lösung derselben Probleme von der eigenartigen Lage der ver-
schiedenen Länder abhängig ist.

1] Das Recht der deutschen Genossenschaften. Denkschrift des Ausschusses für
Genossenschaftsrecht der Akademie für Deutsches Recht. Vorgelegt von dessen
Vorsitzenden Ministerpräsident a. D. Wa l t e r  G ranzow .  Berlin 1940. Nach-
folgend: „Ausschuß“,
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Das neueste Spiegelbild der ungarischen genossenschaftlichen Reform-
bewegung ist der von mir im Jahre 1935 verfaßte Entwurf, i n  dem ich die
Bemerkungen der im Rechtsausschuß des Ungarischen Genossenschafts-
bundes gehaltenen Enquetes stets sorgfältig vor Augen hielt”).

Die Lehren aus den im Ausschuß der Akademie für deutsches Recht
zum Ausdruck gebrachten Reformbewegungen können ungarischerseits
allerdings in der Weise am besten gezogen werden, wenn wir das gültige
deutsche Genossenschaftsrecht (Gesetz vom 1.Mai 1889 mit den bis zum
30. Oktober 1934 durchgeführten Änderungen) und die Vorschläge des
Ausschusses der Akademie für Deutsches Recht unserem (im Jahre 1935
ausgearbeiteten) Entwurf gegenüberstellen. In dieser kurzen Übersicht
wol len wir uns an die Reihenfolge halten, in der  s ich der Ausschuß mit
den einzelnen genossenschaftsrechtlichen Problemen befaßte.

1.

Hinsichtlich der r ech t l i chen  Beg r i f f sbes t immung  des Wesens
der Genossenschaft mahnt uns die deutsche Reformarbeit an jene Wahr-
heit und an jenen Grundsatz der Reform, daß die genossenschaftliche Be-
wegung — trotz ihrer allgemeinen und internationalen Durchschlags-
kraft — in jedem Lande, bei  jedem Volke ihr e i gena r t i ges  na t i o -
na les  Gep räge  aufweist. Die Präambel beschränkt die Aufmerksamkeit
des Gesetzgebers auf die deu t sche  Genossenschaftsbewegung; die Auf-
gabe, die Bedeutung und die rechtliche Begriffsbestimmung der deut-
schen  Genossenschaften wird von dieser Bewegung abstrahiert, Die
deutsche Präambel und die Begriffsbestimmung könnten wir auch in dem
Falle nicht übernehmen, wenn wir dies tun wollten und gegen die neue
Definition keine Einwendung hätten. Und zwar einfach aus dem Grunde,
wei l  die ungarische Genossenschaftsbewegung anderen Charakter auf-
weist als die deutsche; das unga r i sche  Genossenschaftsrecht muß daher
diese ungarische Eigenart zum Ausdruck bringen.

1. Die ungarische Genossenschaft kann aus dem Rahmen der „Gesell-
schaf t ‘  oder aber der „Handelsgesellschaft” nicht herausgehoben werden.
Dadurch würden wir sie der Lebensluft, des Vortei les „der Gleichbehand-
lung‘ mit anderen Handelsunternehmungen berauben. Wir dürfen näm-
lich nie vergessen, daß die Hauptaufgabe der von Graf Alexander
v .  Kärolyi gegründeten Genossenschaftsbewegung von Anfang an darin
bestand, die kleinen Existenzen gegen die ungerechten und unerträglichen
Auswüchse des die vollkommene wirtschaftliche Freiheit genießenden
Kapitalismus zu schützen und gleichzeitig selbst den Kapitalismus zu

2?) „Gesetzentwurf über die Genossenschaft‘ (enthaltend 175 Paragraphen und
XI Abschnitte), der außer der rechtlichen Regelung der einzelnen Genossen-
schaften ($$ 1—128), die Bedingungen der Niederlassung der ausländischen Ge-
nossenschaften (8$$ 129—132), die Rechtsverhältnisse der genossenschaftlichen Zen-
trale ($5 138—157), die Interessenvertretung der Genossenschaften ($8$ 158 und 159)
und die Kontrol le der außerhalb der Zentrale und Verbände stehenden Genossen-
schaften ($8$ 160—164) regelt, In folgendem wird der Entwurf als „E”  zitiert.
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reformieren, zu ergänzen und zu verbessern! Sie hät te diesen Aufgaben-
kreis nicht erfüllen können, wenn d i e  Rech tso rdnung  de r  Ge-
nossenscha f t  n i ch t  d i ese lbe  F re ihe i t ,  d i ese lben  P r i v i l eg ien
ges i che r thä t t e ,  d i e  j ede r  „Hande l sun te rnehmung " zus tehen .

Deshalb kann be i  uns keine Rede von der Übernahme des schweize-
rischen Rechtes sein, das die Genossenschaft scharf von den ‚„Handels-
gesel lschaften‘ trennt und s i e  als eine „Körperschaf t “  betrachtet.  Wir
können aber auch den Ausschuß nicht auf einem Wege folgen, auf dem er
die deutsche Genossenschaft von  den Handelsgesellschaften trennen will.
Das deutsche Genossenschaftsgesetz vom Jahre 1889 bezeichnet im $ 1 und
Abs. 2 $ 17 die Genossenschaft  mit gutem Recht a ls  „Gesel lschaf t  und
als „Kaufmann'’‘.

2. Jener Umstand, daß die ungarischen Genossenschaften im Boden der
Hande l sgese l l s cha f t en  wurzeln und als solche sich entwickelt
haben, stellt die andere charakteristische Beschaffenheit der ungarischen
Genossenschaft die w i r t s cha f t l i che  E igena r t  in den Vordergrund.
Unser Genossenschaftsrecht und unsere Wirtschaftspolitik hält folge-
richtig an der po l i t i s chen  und  kon fess ione l l en  Neu t ra l i t ä t  der
Genossenschaft fest. D ie  Genossenschaft  is t  eine „wirtschaftliche Unter-
nehmung‘, die s ich ihren Ssozialpolitischen Zielsetzungen nur insofern
widmen kann, daß sie ihre Überschüsse oder nach der Liquidation noch
übriggebliebenes reines Vermögen kulturellen, sozialen oder anderen ge-
meinnützigen Zwecken zukommen läßt. In dieser Hinsicht weicht die
deutsche Reformbewegung nur unwesentlich von der ungarischen ab.
Zwischen dem durch den Ausschuß verfaßten 3 1 und zwischen dem
$ 1°) des E. scheint nur ein Unterschied zu  bestehen.  Laut de r  einen ist
es der Zweck, „die E igenw i r t scha f t  der Mitglieder durch geme in -
scha f t l i chen  Geschäftsbetrieb zu fördern" ;  lau t  $ 1 des E, „d ie  w i r t -
scha f t l i che  Tä t i gke i t  der Mitglieder auf Grund der Gegense i t i g -
ke i t  zu fördern oder zu sichern“. Zu dieser Bestimmung des E,  gehört
jedoch organisch jenes Kriterium, daß die Mitglieder bei dieser Unterneh-
mung auch zur M i tw i r kung  ode r  zu r  I nansp ruchnahme  de r
Un te rnehmung  verpflichtet sind. De r  deutsche Text drückt  denselben
Gedanken kürzer (vielleicht auch zu kurz) aus, indem er nicht nur auf die
wirtschaftliche Zielsetzung, sondern auch auf die „dif ferentia specif ica"
der Genossenschaft hinweist, In den Augen der ungarischen Genossen-
schafter drückt die „Gegenseitigkeit” plastisch die genossenschaftliche
Idee aus und der „gemeinschaftliche Geschäftsbetrieb‘ — der im $ 223 des
ung. HGB. als „gemeinschaftliche Geschäftsverwaltung‘ übersetzt wurde —
lautet fremd und unverständlich.

3 8 1: „D ie  Genossenscha f t  i s t  e i ne  Hande l sgese l l s chäa f t ,
de ren  Zweckes  i s t ,  d i e  w i r t scha f t l i che  Tä t i gke i t  de r  Mit-
g l i ede r  au f  G rund  de r  Gegense i t i gke i t  zu  f ö rde rn  ode r  zu
s i che rn  und  de ren  M i t g l i ede r  zu  dem Gese l l s cha f t sz i e l
auße r i h ren  Ve rmögens le i s t ungen  auch  du rch  i h re  M i tw i r -
kung  i n  de r  Un te rnehmung  ode r  du rch  de ren  I nansp ruch -
nahme  be i s teue rn . ”
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3. Die internationale d i f f e ren t i a  spec i f i ca  der Genossenschaft ist
im deutschen Recht dieselbe wie be i  uns, wenngleich $ 1 des E. dies in
anderer Abfassung zum Ausdruck bringt. Dies is t  nämlich d i e  spez ie l l e
genossenscha f t l i che  Koope ra t i on :  die Auflösung des Genossen-
schaftszwecks in der Wirtschaft der Mitglieder. Darauf weisen eben die
Ausdrücke: „die genossenschaftliche Geschäftsverwaltung‘ im $ 223 des
ung. HGB., „der gemeinschaftliche Geschäftsbetrieb‘ im $ 1 des deutschen
Gesetzes und die durch den Ausschuß vorgeschlagene Abänderung, die
die Förderung der „Eigenwirtschaft” der Mitglieder als wesentlich
erachtet, hin.

4. Die Verschiedenheit der Genossenschaftsarten verlangt die Sicherung
der genossenscha f t l i chen  Au tonom ie  und g röß tmög l i che
Bewegungs f re i he i t  der Genossenschaft. Das größte Aktivum des
lückenhaften und gänzlich negativen Genossenschaftsrechts des ung. HGB.
besteht gerade darin, daß es diese Autonomie und Bewegungsfreiheit
gänzlich — vielleicht in übertriebenem Maße -— sicherte. Wenn wir die
Arbeit des Ausschusses sorgfält ig durchstudieren, können wir bald zu jener
Erkenntnis gelangen, daß auch die nationalsozialistische Weltanschauung
diese Autonomie und Bewegungsfreiheit nicht knebeln will. Schon die
Präambel weist auf den „freiwilligen Entschluß‘ „Einsicht der einzelnen“
und auf die „Se lbs th i l f e  als ‚ T ragsäu len ‘  der deutschen Genossen-
schaftsbewegung hin. Den besten Beweis dieser Auffassung leistet jene
energische Geste, mit der der Ausschuß die auf das „Führerprinzip'‘ basier-
ten Vorschläge zurückwies (der  ‚‚Einmannvorstand' kann nicht obligato-
risch sein; die Auswahl der Vorstandsmiitglieder durch den Aufsichtsrat
mit geringerer Mitgliederzahl ist  besser gewährleistet, als durch den Be-
schluß einer vielköpfigen Mitgliederversammlung. Wenn wir die General-
versammlung um ihre Rechte verkürzen, beeinträchtigen wir das Interesse
der Mitglieder in ungünstiger Weise; die Mitglieder müssen über die Ge-
nossenschaft informiert werden auch im Falle einer Vertreterversamm-
lung). Der Ausschuß setzt sich für die genossenschaftliche Autonomie auch
dadurch ein, daß er gegen die P f l i ch tm i t g l i edscha f t  Stellung nimmt,
an dem f re i en  Aus t r i t t s rech t  der Mitglieder festhält, den Satzungen
freie Hand hinsichtlich der Aufteilung des Überschusses und auch hin-
sichtlich anderer wichtiger Fragen sichert und daß er schließlich die
Pflege, die Lenkung und die Kontrolle der Genossenschaften nicht als Auf-
gabe des Staates, sondern als Aufgabe der durch die Genossenschaften
gebildeten autonomen Vereine — Prüfungsverbände, Spitzenverbände —
betrachtet.

+

Il.

1. Der E, tritt betreffend die Organisation der Genossenschaft mit jener
kühnen Neuerung hervor, daß er den laut dem gültigen ung. HGB. ein-
gesetzten Aufsichtsrat ausschaltet; den heutigen Vorstand — ohne die
geschäftsführenden Vorstandsmitglieder — zum „Verwaltungsrat‘ beför-
dert, der  mit den Rechten der  Führung und Kontrolle des Chefs versehen
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ist, und die äuße re  Kon t ro l l e  zur Aufgabe teils der Genossenschafts-
zentrale, teils des „Genossenschaftlichen Kontrollausschusses‘ macht. Der
„Vo rs tand “  wäre laut Vorstellung des E. nichts anderes, als diejenige
Person oder diejenigen Personen, die in Wirklichkeit die Genossenschaft
führen, also — falls solche vorhanden sind — de r  Gene ra ld i r ek to r
und  d ie  geschä f t s f üh renden  Vo rs tandsm i tg l i ede r ;  bei den
ländlichen Konsumgenossenschaften der Geschäftsführer. Diese werden
durch den Verwaltungsrat bestimmt; er schließt mit ihnen den Dienst-
vertrag, enthebt sie ihres Amtes, falls schwerwiegende Gründe vorhanden
sind. Laut dem E. wären daher die notwendigen Organe der ungarischen
Genossenschaft: die Generalversammlung — fakultative Vertreterver-
sammlung —, der Ve rwa l t ungs ra t  (der jetzige Vorstand ohne den
Generaldirektor und ohne die geschäftsführenden Vorstandsmitglieder)
und der Vo rs tand  (Generaldirektor und die geschäftsführenden Vor-
standsmitglieder, eventuell nur ein geschäftsführendes Vorstandsmitglied;
be i  der ländlichen Genossenschaft der Geschäftsführer). Die Umgestaltung
des Korps der „Geschäftsführer'‘' zum „Vorstand“ dient so  der Genossen-
schaft, wie selbst den Geschäftsführern, zum Vorteil. Die Genossenschaft
wird dem Vorteil des „einen Willen” teilhaft, sie erhält einen wirksamen
Schutz den persönlichen Interessen der Geschäftsführer gegenüber
(Kreditgeschäfte, Konkurrenzverbot; E .  88 67 und 68) und eine ernste
Garantie in der privat- und strafrechtlicher Verantwortlichkeit der Vor-
standsmitglieder (E. 88 69, 70, 133, 134 und 136), an die Spitze der Ge-
nossenschaft wird ein provisorisches Vorstandsmitglied gestellt, falls die
Stelle des Vorstandes unbesetzt bliebe (E. $ 71). Die Geschäftsführer ge-
winnen demgegenüber an Ansehen, an Initiative durch die Tatsache, daß
— mit der Aufhebung des Wirkens im Hintergrund — die Harmonie
zwischen der Aktionsfreiheit und der mit ihrer Tätigkeit gebundenen Ver-
antwortlichkeit hergestellt wird.

2. Der Ausschuß zeigt hinsichtlich der Reform der inneren Organisation
einen größeren Konservatismus und Vorsichtigkeit als der E. Er macht
nicht einmal jenen Fortschritt möglich, wozu das österreichische Genossen-
schaftsgesetz die Möglichkeit gibt. Der Ausschuß hält nämlich an der Be-
stimmung des deutschen Genossenschaftsgesetzes ($ 42 Abs.2)  fest,
wonach die Bestimmung eines Prokuristen und eines allgemeinen Handels-
bevollmächtigten bei der Genossenschaft nicht statthaft sei. Er behält aber
auch den Aufsichtsrat, der nicht der Chef und Leiter der Geschäftsführer,
sondern nur ein „Zwischenglied' zwischen der Geschäftsführung und den
Mitgliedern und — das „Vorzimmer’ der Vorstandsmitgliedschaft ist. Dies
natürlich bedeutet nicht, daß der Ausschuß be i  der Genossenschaft den
ungarischen lebensunfähigen und ohnmächtigen Aufsichtsrat petrifizieren
will. Er hält nur an den Aufsichtsrat des deu t schen  Genossenschafts-
gesetzes fest ,  der — ähnlich wie der Verwaltungsrat des E .

a} die Vorstandsmitglieder ernennt,

b) nur mit einer qualifizierten Mehrheit seines Amtes enthoben werden
kann, ;
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c) unter strengen Inkompatibilitätsvorschriften steht,
d) nicht verpflichtet ist, die Prüfung korporativ durchzuführen,
e) befugt ist, die Generalversammlung einzuberufen, falls er  es im Inter-

esse der Genossenschaft für notwendig erachtet,
f) durch die Satzungen auch mit anderen Obliegenheiten betraut werden

kann,
g) befugt ist, die Genossenschaft be i  den mit den Vorstandsmitgliedern

geschlossenen Geschäften und in den gegen die Vorstandsmitglieder
eingeleiteten Streitsachen zu  vertreten,

h) berechtigt ist, die Kreditgeschäfte zwischen den Vorstandsmitgliedern
und der Genossenschaft zu genehmigen und schließlich

i) die Vorstandsmitglieder suspendieren (85 36 bis 41 des deutschen
Genossenschaftsgesetzes) zu können.

Dieser Aufsichtsrat ist daher das Ebenbild des durch ung. GAV, vom
Jahre 1930 geregelten Aufsichtsrates der GmbH. und daher in seinem
Wesen ein „Verwaltungsrat‘; hauptsächlich falls die Satzungen seinen
Wirkungskreis bezüglich der Kontrol le und der Führung erweitern. (Ver-
gleiche $ 71 des GAV, vom Jahre 1930.) Demzufolge unterscheidet sich der
deutsche Aufsichtsrat kaum von dem im E. geregelten „Verwaltungsrat”
($$ 73 bis 80).

3. Bezüglich der Reform der Generalversammlung schlägt der Ausschuß
Neue rungen  vor, die im E. bereits durchgeführt wurden. So  die klare
Regelung des Stimmrechtes und des Rechtes auf Auskunftserteilung der
interessierten Mitglieder ($$ 37 und 39 des E.) die fakultative Vertretungs-
versammlung in allen Fällen ($ 60 des E.). Im Zusammenhang mit der
Vertreterversammlung lenkt der Ausschuß die Aufmerksamkeit auf ein-
zelne Reformvorschläge, die auch für uns empfehlenswert wären (so haupt-
sächlich die Bestimmung, die eine vorherige Anhörung des Prüfungs-
verbandes vor Einführung der Vertreterversammlung zur Pflicht macht;
eine Bestimmung über die Pflicht der Verwaltung zur Unterrichtung aller
Mitglieder in angemessenen Zeitabständen über Stand und Entwicklung
der Genossenschaft). ;

III,

1. Diejenigen Grundsätze, auf die der Ausschuß die Regelung der Mit-
g l i ede r f l uk tua t i on  aufbaut, sind im allgemeinen richtig und auch auf
dem Gebiete des ungarischen Genossenschaftsrechtes maßgebend. Die
„offene Mitgliedschaft‘ möchte ich natürlich nicht als Bestandteil des
Wesens der Genossenschaft betrachten, und zwar außer den an anderen
Stellen erwähnten Gründen schon deshalb, weil dieses „Prinzip” dem vom
Ausschuß öfters betonten Grundsatz der Mitgliederfluktuation: dem
„Grundsatz der Freiwilligkeit der  Mitgliedschaft‘ widerspricht. Dieses
Prinzip bedeutet nämlich nicht nur, daß niemand in eine Genossenschaft
gezwungen werden kann, sondern gleichzeitig auch das, daß die Ge -
nossenscha f t  zu r  Au fnahme  e ine r  Pe rson  a l s  M i t g l i ed  n i ch t
ve rp f l i ch te t  ist. Wo sind hier die „offenen Türen"?
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2. Das vom Ausschuß gebilligte System des deutschen Rechts,  wonach
der Beitritt und das Ausscheiden durch die Eintragung in die vom Gericht
geführten Register Rechtswirkung erlangt, übernimmt der E,  nicht. Er hält
dies für zu schwerfällig und überflüssig. Es wäre jedoch $ 21 des E. mit
jenem Gedanken zu ergänzen, der den Vorstand zur Abgabe einer Erklä-
rung binnen einer Präklusivfrist bezüglich der Annahme oder Zurück-
weisung des Beitrittes verpflichtet.

3. Hinsichtlich der Regelung der Aussch l i eßung  halte ich die bei-
spielweise Aufzählung der Ausschlußgründe im $ 89 des E.‘) nicht für
überflüssig. Demgegenüber finde ich jenen Vorschlag des Ausschusses
begründet, der die Anhörung des Genossenschafters vor seiner Aus-
schließung für richtig hält,

4. Die Übernahme jener Bestimmung des österreichischen Rechtes ist
richtig, die eine t e i lwe i se  Übe r t r agung  eines Geschäftsanteiles er-
möglicht. So  wäre es  notwendig, den $ 93.des E. mit folgender Bestimmung
zu ergänzen: „Bes i t z t  das  M i t g l i ed  e i ne r  Genossenscha f t  mit
besch ränk te r  Ha f t ung  meh re re  Geschä f t san te i l e ,  so kann  es
un te r  den  Bed ingungen  des  e r s ten  Absa tzes  auch  e i nen  Teil
se i ne r  Geschä f t san te i l e  übe r t r agen " .

„D iese  t e i lwe i se  Übe r t r agung  ha t  n i ch t  d i e  Aussche idung
des  M i t g l i edes  zu r  Folge.“

4) $ 89: „D ie  Aussch l i eBungsg ründe  und  d i e  A r t  de r  Aus-
sch l i eßung . ”

4. „Die Genossenschaft i s t  befugt jenen Genossenschaftler auszuschließen:

1. der vom Gericht wegen eines aus Gewinnsucht begangenen Verbrechens
oder Vergehens oder aber wegen eines gegen die Genossenschaft began-
gene und unter die Bestimmung des $ 133 fallenden Handelsvergehens
rechtskräftig verurteilt wurde;

2, der im selben Orte Mitglied einer Genossenschaft mit identischem Ge-
schäftskreis ist:

3, der die fälligen Zahlungen auf seinen Geschäftsanteil trotz zweimaliger
Mahnung mit Hinweis auf die Folgen des Versäumnisses binnen einer in
der zweiten Mahnung gestellten — wenigstens jedoch mit 30 Tagen fest-
gesetzten — Frist n ich t  geleistet hat;

4. im Falle des Abs. 1 85 87 denjenigen Genossenschaftler, der seinen Wohn-
sitz aus dem festgesetzten Ort  oder Bezirk verlegt hat  und seine Mitglied-
schaft binnen 30 Tagen nicht kündigt.

Die Satzungen, in denen noch weitere Ausschließungsgründe festgesetzt
werden können, bestimmen, welches Organ der Genossenschaft zum Beschluß
über die Ausschließung befugt ist.

Den Bescheid über die Ausschließung teilt der Vorstand dem Ausgeschlossenen
ohne Verzug mit, Im Falle Punkt 1 darf das ausgeschlossene Mitglied, vom
Zeitpunkt der Absendung des Ausschließungsbescheides an, an  der Generalver-
sammlung oder der  Wahl der  Vertreter nicht mehr teilnehmen und die Funktion
als Vorstandsmitglied oder Verwaltungsratsmitglied n ich t  mehr ausüben. UÜbri-
gens tr i t t  die Ausschließung mit dem Ende jenen Geschäftsjahres in Wirksam-
keit, in dem der Ausschließungsbescheid abgesendet wurde."
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IV.

1. Hinsichtlich des Geschäftsanteiles wehrt sich der Ausschuß gegen die
Feststellung eines Mindestbetrages ($ 23 des E.), gegen nachteilige Be-
handlung des mit der Einzahlung des Geschäftsanteiles säumigen Mitgliedes
(Abs, 4 des $ 36 des E.) und die Anerkennung des Austrittsrechtes der Min-
derheit im Falle der Erhöhung des Geschäftsanteiles (Abs. 4 des $ 33 des
ös te r re i ch i schen  Genossenschaftsgesetzes und Abs. 2 des $87 des E.}.
Unserer Ansicht nach sind diese vom Ausschuß beanstandeten Bestim-
mungen begründet. Ein Mindestbetrag des Geschäftsanteiles von 2 Pengö
verhindert die Festsetzung von Geschäftsanteilen, deren Wert nur in
Hellern angegeben i s t ,  Es  scheint auch unlogisch, einen seine Pflichten
versäumenden Genossenschafter mit Stimmrecht und mit jenen individuel-
len Rechten zu bekleiden, d ie  das Mitglied zum Wahrer der Gesetzmäßig-
keit machen. Was die außerordentlichen Fälle des unbesch ränk ten
Aus t r i t t s rech tes  betrifft, darf nicht vergessen werden, daß der  $ 235
des ung. HGB. und die diese gesetzliche Bestimmung interpretierende
ungarische Gerichtspraxis auf dem Standpunkt des unbedingten Austritts-
rechtes stehen, laut $ 86°) des E. wird jedoch eine wesentliche Beschrän-
kung des Austrittsrechtes ermöglicht. Es ist billig, die Minderheit zu
berechtigen, in Fällen, in denen der Beschluß der  Mehrheit ihre besonderen
Rechte tangiert, den Austritt als Schutzmittel gegen solche Beschlüsse zu
wählen, die entgegen ihrem Willen gefaßt wurden. Der Ausschuß hat keine
Einwendung gegen das unbeschränkte Austrittsrecht z. B. be i  einem Verein,
in welchem Falle jedoch die Möglichkeit eines das Mitglied treffenden
Unrechtes viel geringer ist ,  als be i  einer Genossenschaft, wo die Verant-
wortlichkeit des Mitgliedes gesteigert und der Gegenstand der Genossen-
schaft geändert werden kann.

2. Der  Ausschuß betrachtet als eine wesentliche Eigenschaft der Ge-
nossenschaft, daß die Mitglieder nicht nur mit einem Geschäftsanteil,
sondern auch mit ihrer Ha f t p f l i ch t  der Genossenschaft beisteuern. Die
Veran two r t l i chke i t  — besser gesagt die Haftpflicht — kann sich
auch be i  einer Genossenschaft mit beschränkter Haftung nicht ausschließ-

5) „Der Austritt is t  mittels einer an den Vorstand zu richtenden schriftlichen
Kündigungserklärung anzumelden.

Die Kündigung ist nur zum Jahresende und mindestens drei Monate vorher zu
geben. Die Satzungen können längeren, aber höchstens einen zweijährigen Kün-
digungstermin festsetzen,

Den Satzungen ist die Möglichkeit vorbehalten, den austretenden Genossen-
schaftler zur Zahlung eines angemessenen Ablösungsbetrages zu verpflichten,
falls der Austritt der  Genossenschaft einen beträchtlichen Schaden zufügen oder
das Bestehen der  Genossenschaft gefährden sollte.

Der Austritt darf durch Bestimmung der Satzungen oder ihrer Änderung nur
höchstens auf zehn Jahre ausgeschlossen werden, von dem in den Satzungen
festgesetzten Zeitnunkt an gerechnet. Der Verwaltungsrat i s t  befugt aus beson-
ders in Berücksichtigung zu ziehenden Gründen dem Austritt auch während
dieser Frist zuzustimmen. Die Vorschrift des vorigen Absatzes is t  auch in diesem
Falle anzuwenden,“
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lich auf den Geschäftsanteil beschränken. Der Ausschuß schlägt hinsicht-
lich der Haftpflicht nur diesbezüglich eine Anderung vor,  daß im Falle der
beschränkten Haftpflicht ein Höchstbetrag der Haftsumme festgesetzt werde.

Das Haftsystem des E. unterscheidet sich wesentlich vom deutschen
System. Eine Haftpflicht ist nicht unbedingt notwendig. Die beschränkte
Haftung kann sich nur auf eine Haftung für den Geschäftsanteil beschrän-
ken (Punkt 4 $ 6). Andererseits können die Satzungen, außer der im Falle
des Konkurses geltend gemachten Haftpflicht, die Mitglieder zur Leistung
von Nebenzahlungen und Nachzahlungen verpflichten. Die Haftsumme
kann nicht geringer sein als der Geschäftsanteil. Der  E. setzt jedoch einen
Höchstbetrag nicht fest.

Unserer Ansicht nach bestehen keine Gründe dafür, um vom System des
E. abzuweichen. Bei den mit beschränkter Haftung gebildeten ungarischen
Genossenschaften wird die Haftung in der Regel auf den Geschäftsanteil
beschränkt; die Haftpflicht also ausgeschlossen. Mit Rücksicht darauf, daß
den Satzungen die vollkommen freie Festsetzungsmöglichkeit der unbe-
schränkten Haftung zusteht und durch den $ 15 des GA. XXIII. vom Jahre
1898 die Haftpflicht be i  den Kreditgenossenschaften auf das Zehnfache des
Geschäftsanteilwertes limitiert ist, wäre es nicht zeitgemäß, die im Leben
bereits ausgebildete Praxis mit einer starren gesetzlichen Bestimmung
zu ändern.

3. Wir können nur jenen Antrag des Ausschusses billigen, der die gesetz-
liche Festsetzung des M indes tbe t rages  de r  Rück lage  fordert. Dieser
Gedanke wurde durch $ 27 des E. bereits verwirklicht‘).

4. Jene Neuerungen, daß be i  einer Genossenschaft nur von einem „Über-
schuß‘“” und nicht von einem „Gewinn‘ die Rede sein kann, daß die zins-
mäßige Dividende limitiert und daß die obligatorische Anwendung des
„Rochdale p lans‘  — mi t  Rücksicht auf die verschiedenen Bedürfnisse der
verschiedenartigen Genossenschaften im allgemeinen nicht zu empfehlen
ist, wurden in den 8$ 26 und 28 des E. bereits verwirklicht,

5. Was die N i ch tm i t g l i ede rgeschä f t e  betrifft, besteht der Aus-
schuß auf dem abgestumpften Verbot laut Abs, 4 $ 8 des deutschen Ge-
nossenschaftsgesetzes. Er betont jedach, daß die Satzungen nur aus -
nahmswe ise  ermöglichen dürfen, die Geschäftstätigkeit auf Nicht-
mitglieder auszudehnen, doch lehnt der Ausschuß den Vorschlag eines

5) & 27 :  „Jede Genossenschaft ha t  zur Deckung eines eventuellen passiven Saldos
der Jahresbilanz eine Rücklage zu bilden. Dieser Rücklage sind zuzuweisen:

1.der  Betrag der Einschreibungsgebühren, falls solche von den Mitgliedern an-
läßlich ihres Beitrittes gezahlt werden;

2.zehn vom Hundert des reinen Jahresüberschusses so lange, b is die Rücklage
die Hälfte des Betrages der am Jahresende gezeichnten sämtlichen Geschäfts-
anteile oder die in den Satzungen festgesetzte Betrag des Geschäftsanteils-
betrages erreicht.

Die Generalversammlung entscheidet von Fall zu  Fall, ob  das Passivsaldo der
Jahresbilanz durch Verwendung der Rücklage oder durch Abschrift von den Ge-
schäftsanteilen gedeckt werden soll.‘
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allgemeinen Verbotes von Nichtmitgliedergeschäften ab. Nach den prin-
zipiellen Erwägungen und Erklärungen wäre diese Verschärfung logisch
gewesen. Meines Erachtens liegt gar kein Grund vor, den in dieser Frage
eingenommenen Standpunkt des E. — das Schweigen — ändern zu müssen.

6. Auch die sich auf die bilanzmäßige Behandlung der Geschäftsanteile
beziehenden Vorschläge des Ausschusses könnten wir übernehmen, UÜbri-
gens fand die vom Ausschuß beantragte moderne Regelung der Schluß-
rechnung in den Bestimmungen der 88 45 b is  50 des E. bereits Verwirk-
lichung.

7. Auch unsere Gesetzvorbereitung konnte nur die Ansicht des Aus-
schusses bezüglich der Ve rschme lzung  de r  Genossenscha f t en
über die Zweckmäßigkeit der Ergänzung der Vorschriften (85 93a-—93d)
des GA. VII vom Jahre 1922 mit den Prinzipien des neuen deutschen
Aktiengeseizes billigen. Unserer Ansicht nach wären auch jene  Vorschläge
des Ausschusses zu befolgen, die die Unterschiede hervorheben, mit denen
die auf die Aktiengesellschaften beziehenden Bestimmungen auf die Ge-
nossenschaften Anwendung finden könnten.

8. Die betreffend die Au f l ösung  und  L i qu ida t i on  gestellten An-
träge des Ausschusses sind ausnahmslos besonders in Betracht zu ziehen.

V.

Während die ungarische Kodifikation hinsichtlich der Organisation, der
Mitgliederfluktuation und der Regelung der Vermögensverhältnisse manche
nützliche Anregung und Wegweisung im deutschen Genossenschaftsrecht
sowie auch in der Arbeit  des Ausschusses finden kann, müssen wir in der
Frage de r  Lenkung  und  Kon t ro l l e  de r  Genossenscha f t en  unsere
eigenen Wege gehen.

In dem gültigen ungarischen Genossenschaftsrecht kommen zwei auf
gänzlich verschiedenen Grundsätzen ruhende Systeme zur Geltung. Das
optimistische und negative Genossenschaftsrecht des ung. HGB. versichert
den Genossenschaften die vol le Freiheit, übe r l äß t  s i e  j edoch  gänz-
l i ch  s i ch  se lbs t ,  ohne ihnen eine entsprechende Tätigkeit zuzusichern.
Das andere System -— mit Rücksicht auf die große gesellschaftspolitische
Bedeutung der Genossenschaften — fordert eine strengere Einmischung,
Lenkung und Kontrolle des Staates. Dieses System wird im Gebiete der
l änd l i chen  K red i t genossenscha f t en  vom GA. XXIII vom Jahre
1898 eingeführt und vom GA, XXX vom Jahre 1920 hinsichtlich sämt-
licher K red i t genossenscha f t en  vervollständigt, Das Wesen dieses
neuen Systems ist folgendes: Eine Kreditgenossenschaft da r f  pro futuro
(nach dem Jahre 1920) nur mit Mitwirkung (wesentlich: „Zustimmung”,
„Erlaubnis’”) der Landeszentralkreditgenossenschaft — als ein ihr ange-
schlossenes Mitglied — geg ründe t  we rden  und ihre Tä t i gke i t  nu r
unter der materiellen Führung und Kontrolle der Zentralkreditgenossen-
schaft ausüben .  Die Zentralkreditgenossenschaft ist berechtigt, ihre
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Kontrolle auch auf a l l e  vo r  dem Jah re  1920  geg ründe ten  selb-
ständigen Kreditgenossenschaften auszudehnen. Den Kreditgenossen-
schaften gegenüber verwirklichte sich daher pro futuro der Gedanke des
Zen t ra l i s i e rungszwangs .  Sämtliche Krediigenossenschaften müssen
der Zentralgenossenschaft angehören. Die Zentralgenossenschaft wird vom
Staate unterstützt und kontrolliert; die Unterstützung und die materielle
Kontrolle der Genossenschaften ist dagegen die Aufgabe der Zentralkredit-
genossenschaft. Auf Grund des alten Rechts können selbständige Genossen-
schaften auch außerhalb des Verbandes tätig sein, die Zentralkredit-
genossenschaft kann aber auch auf diese Genossenschaften ihre Kontrolle
ausdehnen.

Mit Hilfe des Gedankens der Zwangszentralisierung wurde das Problem
der mate r ie l l en  Füh rung  und  Kon t ro l l e  der Kreditgenossen-
schaften durch die Konstituierung einer autonomen Zentrale neben der for-
mellen Kontrolle des Firmengerichtes gelöst. Diese Konstruktion hat gleich-
zeitig dem kreditgenossenschaftlichen Wucher und den Scheingenossen-
schaften ein Ende bereitet. Die materielle Prüfung wird durch die Revi-
soren der Zentralkreditgenossenschaft durchgeführt. Die Zentralkredit-
genossenschaft versieht nebst der Kontrolle auch die Führung, die Kredit-
Versorgung und sonstige Betreuung der Kreditgenossenschaften. Dem deut-
schen System gegensätzlich führt die Zentrale selbst auf dem ganzen Son-
dergebiete die Kontrolle und auch die Führung durch, die in Deutschland
Aufgabe der Prüfungsverbände ist. Das Kontrollsystem der Kreditgenossen-
schaften war nicht das Ergebnis einer abstrakten Gedankenführung,
sondern einer Einordnung in den mit der Tätigkeit der Genossenschafts-
zentralen eng verbundenen Entwicklungsorganen des Genossenschafts-
wesens. Gerade deshalb wurde es nicht nur auf das Gebiet der
Kreditgenossenschaften beschränkt. Die Zentralisierung und die zentrale
Kontrolle wurde gleichzeitig wie bei  den Kreditgenossenschaften, auch bei
den l änd l i chen  Konsumgenossenscha f t en  (Hangya) und bei  den
fach indus t r i e l l en  und m i l chw i r t scha f t l i chen  Genossenschaften
durchgeführt (GA. XVII vom Jahre 1924 über die Landeszentralgenossen-
schaft der Gewerbetreibenden: die ungarische Milchgenossenschafts-
zentrale).

Es würde bei  uns dem Entwicklungsgang der ungarischen Genossen-
schaftsbewegung widersprechen, wenn wir den Zentralanstalten die
materielle Kontrolle entziehen und dieselbe den durch das Gesetz künstlich
ins Leben gerufenen „Prüfungsverbänden‘“ anvertrauen würden. Unsere
Reformpläne basieren daher nur auf den Zentralanstalten. Laut diesen
Plänen hat das Gesetz nur eine Aufgabe: die Vereinigung in Zentral-
anstalten und die Verwirklichung des Gedankens  de r  Zwangs -
zen t ra l i s i e rung  auße r  bei  den Kreditgenossenschaften auch bei den
anderen Genossenschaftsarten zu beschleunigen. Der $ 278 meines E, vom
Jahre 1926 ermöglicht die Durchführung der Fachrevision der in die Zen-
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tralanstalt vereinigten Genossenschaften durch die Zentralanstalt; die
88 151 und 171 meines E. vom Jahre 1934 regeln ausführlich die Rechts-
verhältnisse der Zentralanstalten und machen die Lenkung und ständige
Kontrolle der M i t g l i edsgenossenscha f t en  zur Aufgabe der Zentral-
anstalt. Für die Kontrolle einer selbständigen Genossenschaft sorgt das
Firmengericht derart, daß es ihre Durchführung vor allem irgendeiner
Zentralanstalt anvertraut. Der E, vom Jahre 1935 entwickelt diese Rege-
Jung in der Weise wei ter  daß er zur Kontrolle der Zentralanstalten und
selbständigen Genossenschaften die Errichtung eines „Genossenschaift-
lichen Kontrollausschusses‘ beantragt. Diese Regelung wird als Grundlage
von dem Gesetzentwurf des Handelsministeriums vom Jahre 1936 angenom-
men; der Entwurf will jenen Grundsatz folgerichtig durchführen, wonach
e ine  j ede  i n  Unga rn  t ä t i ge  Genossenscha f t  auße r  der for-
me l l en  Kon t ro l l e  des  Ge r i ch tes  auch  un te r  e i ne  separate
mate r i e l l e  Kon t ro l l e  ges te l l t  werde,

Das Bild dieser Kontrolle ist folgendes:

1. Die Kontrolle der Mitgliedsgenossenschaften wird von der Zentral-
anstalt durchgeführt;

2. die Gründung einer selbständigen Genossenschaft bedarf der ministe-
riellen Genehmigung und eines Geschäftsanteilkapitals von wenigstens
40 000 Pengö; alle selbständigen Genossenschaften stehen unter der
Kontrolle des „Genossenschaftskontrollausschusses”;

3. jene Genossenschaft, die sich wegen ihres Gegenstandes nicht als
Mitglied einer Zentralanstalt anschließen kann und deren Geschäfts-
anteilkapital den Betrag von 10000 Pengö nicht erreicht, fällt unter
die ständige Kontrolle des Kon t ro l l ve rbandes  des  „Bundes
de r  Unga r i schen  Genossenscha f t en ” ,  und schließlich

4. die Zentralinstitute, der Bund der Ungarischen Genossenschaften, als
Kontrollverband, werden unter die Kontrolle des ‚„‚Genossenschafts-
kontrollausschusses‘‘ gestellt.

Diese Reformbestrebungen lenken die Frage der Führung und Kontrolle
der ungarischen Genossenschaften auf einen von dem deutschen System
wesentlich abweichenden Weg. Auf den ersten Blick erscheint es sehr
zweifelhaft, ob die Gedanken und Lösungen bezüglich der genossenschaft-
lichen Verbände und des genossenschaftlichen Prüfungswesens des Aus-
schusses und des Gesetzes vom 30. Oktober 1934 von der ungarischen
Reformbewegung verwertet werden können. Nach einer gründlicheren
Prüfung erkennen wir jedoch, daß wir uns auch dann von der deutschen
Reformbewegung manche Lehren und Anregungen zu eigen machen
können, wenn wir unseren eigenen Weg gehen,

Vor allem können wir ohne Vorbehalt jenen leitenden Grundsatz an-
nehmen, daß  d ie  Kon t ro l l e  ke ine  A r t  von  Bevo rmundung  und
ke ine  Lahm legung  de r  pe rsön l i chen  I n i t i a t i ve  und  Verant-
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wor t l i chke i t  bedeu ten  darf’). Sehr wertvolle Anhaltspunkte
ergeben sich aus der deutschen Regelung betreffend die Umschreibung des
nähe ren  Ausmaßes  der Kontrolle. Wir müssen unbedingt jenem
Streben des deutschen Rechtes folgen, wonach vor allem die Fachmäßig-
ke i t  der Kontrol le gesichert und die Kontrolle auf alle Genossenschaften
ohne Unterschied ausgedehnt werden soll. Das Gesetz vom 30. Oktober
1934 — obzwar es den Verbandszweck zur Geltung bringt — konnte nicht
verhindern, daß einige Genossenschaften außerhalb des Rahmens der Kon-
trolle ihre Tätigkeit fortsetzen. Es besteht also in Deutschland das gleiche
Problem der Kontrolle der außerhalb des Prüfungsverbandes verbliebenen
Genossenschaften, wie be i  uns die Frage der  in die Zentralinstitute nicht
einreihbaren Genossenschaften. Der Ausschuß baut hier auf die Hilfe der
Spitzenverbände., Bei  uns tr i t t der „Kontrollausschuß‘ und der Prüfungs-
verband der Interessenvertretung in den Vordergrund. Es wäre auch eine
dritte Lösung vorstellbar,, die bereits in Bulgarien verwirklicht ist .  Sollte
z. B. die Landeszentralkreditgenossenschaft die Aufgabe der Kreditversor-
gung erhalten, könnte s ie auch zur Bewilligung und Verhinderung der
Gründung von selbständigen Kreditgenossenschaften und zur Kontrolle
sämtlicher zum Zentralverband nicht angeschlossenen Genossenschaften
berechtigt werden.

Wie es im deutschen Recht unstreitig ist, daß die Gründung und Tätig-
keit von Spitzen- und Prüfungsverbänden einer Regierungsbewilligung
bedürfen, so kann sich auch be i  uns die G ründung  und  Tä t i gke i t de r
Zen t ra l i ns t i t u t e  n i ch t  vo l l kommen f r e i  ges ta l t en .  Der Staat
hat bei der Bewilligung und Kontrolle der Zentralinstitute das Haupt-
gewicht darauf zu legen, ob die Zentrale zur entsprechenden Lenkung und
Kontrolle der Mitgliedgenossenschaften, hauptsächlich aber zur Garantie-
rung einer echten Genossenschaftstätigkeit fähig ist ’ ) ,

Es wäre schwer die Frage zu  stellen, welches System der Kontrolle
richtiger sei? Das  deutsche, das zur Basis die Prüfungsverbände, oder das
ungarische, das zur Basis die Zentralinstitute nimmt? Die beiden Systeme
sind nämlich nicht etwa das Ergebnis eines Gedankenganges spekulativen
Charakters, sondern das Resultat einer organischen Entwicklung. In ab-
strakter Weise ist es daher nicht möglich, die Vor- und Nachteile der Kon-
trolle der Zentralanstalten jenen. der Prüfungsverbände gegenüber-
zustellen. Wir sind überzeugt, zur Sache der Genossenschaftskontrolle
dadurch beitragen zu können, daß wi r  auf die Vorteile hinweisen, die sich

?7) Die Grundprinzipien der Kontrolle werden vom Colonel De  l a  Rocque
sehr geistreich und überzeugend in der Nummer 37 IX  1939 des „Le Petit Journal“
zusammengefaßt. „Ce dernier ( le controle) peut animer ou  tuer. Il anime s‘il
intervient le  plus possible a terme echu, l e  moins possible avant ou pendant ie
travail. Il asphyxie dans toute mesure ou il se manifeste par lrabus de la pa-
perasse. La  paperasse arme les faibles, des incompetents, disperse les respontabi-
lite&s couvre ]l'imperitie, encourage la paresse,‘”

8) Der $& 139 des E. vom J. 1935 berechtigt den Handelsminister zur Bewilligung
einer Zentralanstalt, falls diese wenigstens sieben Mitgliedsgenossenschaften und
ein Geschäftsanteilkapital von 1 Million Pengö aufweist. Der Minister hat vor
der Erteilung der Bewilligung die Vorschläge der genossenschaftlichen Interessen-
vertretungen anzuhören.
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für die kontrollierte Genossenschaft durch jene Tatsache ergeben, daß die
materielle Lenkung und Kontrolle durch eine mit ihr in geschäftlicher Ver-
bindung stehende Zentralanstalt durchgeführt wird.

Während laut  der deutschen Auffassung jene Tatsache direkt zur Ver-
besserung der Tätigkeit der Prüfungsverbände beiträgt, daß der Prüfungs-
verband von der  Geschäftstätigkeit der kKontrollierten Genossenschaft
fernbleibt und die Leiter des Prüfungsverbandes nicht an der Leitung der
Mitgliedsgenossenschaft teilnehmen, zeigen die ungarischen Erfahrungen,
daß eine enge Geschäftsverbindung zwischen der Zentralanstalt und der
Mitgliedsgenossenschaft die Wirksamkeit der Lenkung und der Kontrolle
gerade stärkt.

Wenngleich auch der Prüfungsverband die Fehler erkennt und gleich-
zeitig den zu befolgenden richtigen Weg weist, fehlt ihm doch die Mög-
lichkeit einer Hilfeleistung. Die Zentralanstalt sol l  nicht nur einen Rat,
sondern durch Kreditversorgung auch eine posit ive Hilfe geben. Diese
„Finanzierung“ gestaltet die Kontrol le und Lenkung viel wirksamer als das
akademische Interesse des Prüfungsverbandes. Die Zentralanstalt ist  näm-
lich an einer reellen Tätigkeit der Mitgliedsgenossenschaft auch materiell
interessiert, Die Zentralanstalt, die die in den Wirkungskreis der Mitglieds-
genossenschaft gehörenden Geschäfte regelmäßig betreibt und durch eine
ständige Geschäftsverbindung in die Lage der Mitgliedsgenossenschaft
eingeweiht ist, kann viel besser als der der Geschäftstätigkeit fern-
stehende Prüfungsverband die Geschäftsführung der Mitgliedsgenossen-
schaft  lenken (die Art der Rücklagebildung, das Verhältnis des eigenen
und fremden Kapitals, die Grenzen der Kreditgewährung usw. zu bestim-
men), kann viel besser ein Gutachten betreffend der wichtigen Unter-
nehmen der Mitgliedsgenossenschaft abgeben, Einfluß be i  der Wahl des
Vorstandes ausüben, be i  der Verfassung der  Satzungen und des Jahres-
abschlusses mitwirken.

Andererseits müssen wir anerkennen, daß die Forderung der genossen-
schaftlichen Erziehung und Weiterbildung, der Schutz der Interessen der
Genossenschaftsbewegung, die genossenschaftliche Presse, Literatur und
Statistik die Tragkraft der Zentralanstalten übertrifft. Diese Aufgaben ge-
hören aber gewiß nicht in den Wirkungskreis der Prüfungsverbände, Zur
Erfüllung dieser Aufgaben ist ‚eine durch die Zentralanstalten und die
Genossenschaften gegründete allgemeine Interessenvertretung berufen.

4

Endlich noch einige Worte über die l e i t enden  I deen  der ungarischen
Genossenschaftsbewegung, die in erster Linie berufen sind, die zukünftige
Gestaltung unseres Genossenschaftsrechts zu bestimmen. -

Die ungarischen Genossenschafter haben schon seit mehr als einem
halben Jahrhundert die Wahrheit erkannt, daß als Lösung der sozialen und
wirtschaftlichen Frage weder der Superkapitalismus noch der Kommu-
nismus betrachtet werden können. Die Entwicklung erheischt die Schlich-
tung der Gegensätze, einen nüchternen Mittelweg; hauptsächlich aber eine
Ordnung, wo auch im Wirtschaftskampf die schönste menschliche Eigen-
schaft: das in der Menschenseele waltende Moralgesetz sich durchsetzt.

 

Edmund Kuncz, Welche Lehren kann man in Ungarn aus der  
neuesten deutschen genossenschaftsrechtlichen Reformbewegung ziehen?, 
Archiv der Internationalen Rechtskammer 1942, S. 51-65 

 



Die großen Umwälzungen der Menschheit werden immer durch die
Gärung neuer Gedanken, neuer Wahrheiten hervorgerufen. Wie die fran-
zösische Revolution durch den Gedanken der individuellen Freiheit, der
Priorität des Individuums vorbereitet wurde, ebenso steht hinter der
heutigen großen Umwälzung der „Gemeinschaftsgedanke': Das Vo l k  und
se in  Wohl.

Die schaffende Kraft dieses Gemeinschaftsgedankens hat unser größter
Genossenschaftsapostel, Graf A l exande r  von  Käroly i ,  schon im Jahre
1901 tief empfunden, als er in der Geltendmachung der soz ia l en  Ge -
r ech t i gke i t :  im gerechten Preis, gerechten Arbeitslohn und gerechten
Nutzen -— die größte Zielsetzung der Genossenschaftsbewegung bezeich-
nete: „Unse re  schöne re  undg lück l i che re  Zukun f t ,  unse re  Un -
abhäng igke i t  und  Größe  müssen  w i r  — sch r i eb  e r  — au f  d i e
Ruhe  und  Zu f r i edenhe i t  de r  Hunde r t t ausenden  von  k l e i nen
Herden  bauen.”

Die ungarischen Genossenschafter sind überzeugt, daß mittels des
wahren Genossenschaftsgedankens der Ausbau einer ungarischen Wirt-
schaftsordnung möglich ist, die den Millionen des ungarischen Volkes ein
größeres und dauerhafteres Wohl sichert. Dieser Gedanke entspricht auch
am besten der nüchternen Mentalität der Ungarn, weil er es verhindert,
daß der Liberalismus durch den Kommunismus abgelöst. wird, weil er die
Idee der Gemeinschaft auch im Wirtschaftsleben zur Geltung bringt, ohne
die Privatinitiative und das in der Freiheit und der freien Organisierung
steckende Humanum zu vernichten. Der  ungarische Genossenschafts-
gedanke harmonisiert auch mit unserer Verfassungsgesinnung, weil er
seine Aufgaben allein mit Hilfe der freien Vereinigung und des freien,
von jeder Bevormundung bereinigten Zusammenschlusses lösen kann.

Wir leben in Zeiten von niemals gesehenen und durchgelebten Katak-
lismen. Die Gestaltung der  Zukunft ist unabsehbar.

Zwei Dinge sind aber schon jetzt klar. Die Moral hat auch im Wirt-
schaftsleben seine Herrschaft zu übernehmen. Andererseits muß man in
der Rangliste der Produktionsfaktoren die Arbeit auf den ersten Platz
heben. Und die ungarischen Genossenschafter können es — ohne Über-
treibung und Voreingenommenheit — feststellen, daß ihre Bewegung eine
„Lebenswirklichkeit‘ darstellt, ein wirksames Medikament gegen die
Krankheiten des Kapitalismus bedeutet, und vergebens erwarten wir eine
dauerhafte Gesundung der Wirtschaft, wenn die neue Wirtschaftsordnung
von der Genossenschaftsbewegung den Gedanken der Solidarität, den
ethischen Pathos und die völkischen Zielsetzungen nicht übernimmt,
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